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Vorwort. 


Die  folgenden  Artikel  sind  1916/1917  in  verschiedenen 
Organen,  zumeist  in  den  „Weißen  Blättern“  erschienen. 
Wenn  sie  heute  in  einer  Broschüre  vereinigt  von  neuem 
der  Öffentlichkeit  unterbreitet  werden,  so  geschieht  dies 
auf  Drängen  von  Freunden,  die  da  meinen,  daß  auf  die 
Reformbedürftigkeit  unseres  auswärtigen  Dienstes  nicht 
oft  genug  hingewiesen  werden  kann. 

Eine  Reform  wird  sich  allerdings  nur  verwirklichen 
lassen,  wenn  vorher  in  Deutschland  eine  wahrhaft  par- 
lamentarische Regierung  eingeführt  und  damit  jener 
alte  deutsche  demokratische  Geist  erwacht  sein  wird, 
der  seit  den  vierziger  Sturm-  und  Drangjahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  eingeschlafen  zu  sein  scheint. 

Z.  Zt.  Bern,  den  15.  Juni  1917. 

H.  Schlieben. 


Ein  Reichstagsausschufe  für  auswärtige 
Angelegenheiten. 

Stürmisch  pocht  das  deutsche  Volk  an  die  heüige 
Pforte  des  Tempels,  worin  die  Diplomaten  die  Geschicke 
der  Nation  weben.  Es  begehrt  nicht  nur  Einlaß  zum 
Schauen,  sondern  auch  tätige  Mitarbeit  am  diploma- 
tischen Werk,  Mitarbeit  und  Aufsicht.  Eine  Instanz 
soll  geschaffen  werden,  welche  diese  Betätigung  des 
Volkes  an  den  auswärtigen  Angelegenheiten  übernehmen 
kann.  Man  spricht  von  einem  ständigen  parlamen- 
tarischen Ausschuß. 

Nun,  dieser  Ausschuß  müßte  jedenfalls  etwas  anderes 
sein,  als  der  heute  bereits  bestehende  Bundesratsausschuß 
für  auswärtige  Angelegenheiten,  wo  Bayern  zwar  den 
Vorsitz  führt,  der  aber  nur  da  zu  sein  scheint,  um  der 
Reichsregierung  bei  den  seltenen  Gelegenheiten,  wo 
er  Zusammentritt,  eine  gute  Zensur  zu  erteilen. 

Versuchen  wir,  uns  ein  praktisches  Bild  von  einem 
solchen  parlamentarischen  Ausschuß  zu  machen.  Bisher 
wurden  bekanntlich  im  Reichstage  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, schon  mit  Rücksicht  auf  das  Ausland, 
meist  sehr  oberflächlich  behandelt.  Die  eigentliche  Stelle 
dafür  ist  heute  die  große,  aus  28  Mitgliedern  bestehende 
Budgetkommission.  Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen 
Amtes  und  sein  Stab  geben  hier  gewünschte  und  nicht 
gewünschte,  meist  vertrauliche  Aufklärungen  bei  der 
Beratung  über  den  Etat  des  Auswärtigen  Amtes.  Auch 
werden  manchmal  den  beglückten  Abgeordneten  einzelne 
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Berichte  oder  vielmehr  Teile  aus  den  Berichten  unserer 
auswärtigen  Vertreter  zur  Kenntnis  gebracht.  Ein  Recht 
der  Kommission  auf  Vorlage  von  Akten  und  Zeugnissen, 
auf  Anstellung  einer  Enquete  oder  ähnliches  gibt  es  nicht. 
Wohl  entspinnen  sich  ab  und  zu  eingehendere  Diskus- 
sionen zwischen  den  Vertretern  des  Amtes  und  des 
Volkes.  Zu  praktischen  Ergebnissen  führen  sie  selten. 
Irgendeinen  Einfluß  auf  die  Führung  der  großen  aus- 
wärtigen Politik  haben  diese  Erörterungen  aber  auf 
keinen  Fall.  Sie  können  dies  schon  deswegen  nicht,  weil 
sie  stets  postfestum  kommen  und  gewöhnlich  nur  einmal 
im  Jahre  stattfinden.  Auch  fehlt  den  Abgeordneten  jedes 
Material,  um  die  auswärtigen  Vorgänge  ernsthaft  be- 
urteüen  zu  können.  Denn  das,  was  sie  aus  der  Presse 
erfahren,  entspricht  auch  nur  selten  der  Wirklichkeit 
oder  ist  von  amtlicher  Stelle  in  dem  Sinne  beeinflußt, 
wie  es  dem  Leiter  der  auswärtigen  Politik  im  Augenblick 
gerade  passend  erscheint. 

Hier  muß  zuerst  der  Hebel  angesetzt  werden.  Um 
die  Mitglieder  eines  auswärtigen  Ausschusses  eingehend  auf 
dem  Laufenden  zu  erhalten,  muß  dieser  dauernd  tagen. 
Dabei  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  er  durch  seinen 
Vorstand  die  tägliche  Berührung  mit  dem  Auswärtigen 
Amte  aufrecht  erhält.  Er  selbst  sollte  aber  mindestens 
einmal  im  Monat  in  Berlin  Zusammenkommen. 

Zu  Mitgliedern  dieses  Ausschusses  müßten 
die  einzelnen  Parteien  des  Reichstages  besonders  solche 
Abgeordnete  wählen,  welche  infolge  ihres  Aufenthaltes, 
ihrer  Studien  oder  Beziehungen  Ausländserfahrungen 
gesammelt  und  daher  in  der  Lage  sind,  die  politische  und 
soziale  Struktur,  Geschichte,  Denkweise  und  Stimmung 
fremder  Völker  richtig  zu  würdigen.  Solchen  Abgeord- 
neten wird  es  viel  leichter  fallen,  das  vom  Auswärtigen  Amte 
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dargebotene  Material  kritisch  zu  beurteilen  und  unseren  oft 
in  Kastengeist  und  Standesdünkel  befangenen  Diplomaten 
die  Augen  zu  öffnen.  Falls  der  heutige  Reichstag  der- 
artig qualifizierte  Persönlichkeiten  in  genügender  Anzahl 
noch  nicht  besitzen  sollte,  so  wird  gerade  die  Mitarbeit 
im  Ausschuß  und  die  dabei  erworbenen  Kenntnisse  diesem 
Mangel  schnell  abhelfen.  Nachdem  das  Volk  die  Wich- 
tigkeit der  auswärtigen  Politik  für  das  ganze  Staatsleben 
durch  diesen  Krieg  erkannt  hat,  wird  es  hoffentlich  bei 
der  Wahl  seiner  Vertreter  in  Zukunft  mehr  darauf  achten, 
solche  Männer  in  den  Reichstag  zu  senden,  welche  zur 
Lösung  ausländischer  Probleme  besonders  geeignet  sind. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  sollte  weder  zu  groß, 
noch  zu  klein  sein,  damit  einerseits  ernsthaft  gearbeitet 
werden  kann,  anderseits  genügend  Kräfte  zur  Bildung 
von  Unterkommissionen  zur  Verfügung  stehen.  20  Mit- 
glieder sollten  genügen. 

Um  einen  nützlichen  Einfluß  auf  die  Führung  der 
auswärtigen  Politik  auszuüben,  darf  der  Ausschuß  keinen 
nur  informatorischen  Charakter  tragen,  wenn  er  auch 
umgekehrt  nicht  die  Befugnis  haben  soll,  Anordnungen 
oder  Befehle  zu  erteilen.  Die  Art  seiner  Tätigkeit  ist 
am  besten  als  eine  beratschlagende  zu  bezeichnen, 
indem  der  auswärtige  Staatssekretär  und  der  Ausschuß 
in  voller  Kenntnis  der  Sachlage  wichtigen  ausländischen 
Fragen  gegenüber  gemeinsam  Stellung  zu  nehmen  ver- 
suchen. Die  letzte  Entscheidung  und  Verantwortlichkeit 
muß  auf  jeden  Fall  der  Minister  tragen. 

Allerdings  darf  man  sich  dabei  nicht  verhehlen,  daß 
bei  unseren  heutigen  politischen  Verhältnissen  diese  Ver- 
antwortlichkeit rein  auf  dem  Papiere  steht  und  ein  leeres 
Wort  bedeutet.  Um  dies  zu  ändern,  müßten  wir  im  Reich 
den  Boden  des  Scheinkonstitutionalismus  verlassen  und 
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in  demokratischere  Bahnen  einlenken  mit  verant- 
wortlichen Reichsministern. 

Bei  den  Beratschlagungen  kann  es  sich  natürlich 
nicht  darum  handeln,  daß  die  Volksvertreter  sich  in  den 
Gang  jeder  einzelnen  diplomatischen  Verhandlung  oder 
Besprechung  einmischen.  Wae  aber  verlangt  werden 
muß,  ist,  daß  der  auswärtige  Lenker  vor  Eintritt  in  Ver- 
handlungen mit  fremden  Regierungen  dem  Ausschuß 
die  Richtlinien  genau  darlegt,  denen  er  zu  folgen  ge- 
denkt, damit  dieser  Stellung  dazu  nehmen  kann.  Auch 
wäre  dem  Ausschuß  von  jeder  Veränderung  in  den 
Beziehungen  zu  fremden  Staaten  Kenntnis  zu  geben, 
schon  damit  er  in  der  Lage  ist,  festzustellen,  ob  dieser 
Umschwung  der  eigenen  oder  der  fremden  Regierung 
zur  Last  zu  legen  ist. 

Über  vertrauliche  Mitteilungen  hätten  die  Mit- 
glieder des  Ausschusses  selbstvertsändlich  Stillschweigen 
zu  beobachten.  In  dieser  Beziehung  kennt  die  Regierung 
z.  B.  von  den  militärischen  Kommissionsverhandlungen 
her  die  Verschwiegenheit  unserer  Volksvertreter.  Es  wird 
aber  darauf  zu  achten  sein,  daß  nicht  etwa  nach  heutiger 
Diplomatensitte  jedes  eingegangene  chiffrierte  Telegramm 
als  großes  Staatsgeheimnis  behandelt  werde.  Wirkliche 
Geheimnisse  gibt  es  in  der  heutigen  Zeit  nur 
noch  recht  wenige.  Die  Diplomatengeheimnisse  sind 
meistens  „secrets  de  Polichinelle“. 

Ein  Hauptpostulat  wäre  ferner,  daß  der  Ausschuß  das 
Recht  bekommt,  nicht  nur  die  Vorlage  von  Akten  und 
anderen  Zeugnissen  zu  verlangen,  sondern,  daß  er  auch 
befugt  ist,  von  unsern  auswärtigen  Vertretern  Berichte 
über  besondere  Fragen  einzuholen.  Er  müßte 
auch  das  Recht  haben,  unsere  Auslandsvertretungen 
in  seine  Mitte  zu  rufen  und  anzuhören.  Dies  wäre  auch 


Schließen,  Dr.jur.H. 

Dis  deutsche  diploraatie;  wie  sie  ist,  wie  sie  se 
sollte.  Zürich,  Art.  Institut  Orell  Fiissli,  1917. 
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aus  einem  andern  Gund  sehr  nutzbringend.  Die  Volks- 
vertreter hätten  dadurch  Gelegenheit,  in  persönliche  Be- 
ziehungen mit  unsern  Auslandsbeamten  zu  kommen  und 
sich  ein  eigenes  Urteil  über  deren  Fähigkeiten  zu  bilden. 
Sie  könnten  auf  Grund  dieser  Personalkenntnisse  ihren 
Einfluß  bei  Besetzung  der  Auslandsposten  zum 
Ausdruck  bringen.  Heute  erfolgen  diese  Ernennungen 
oft  weniger  nach  rein  sachlichen  Gesichtspunkten,  als  viel- 
mehr nach  Familien-,  Korps-  und  Regimentsbeziehungen. 
Im  Interesse  der  Allgemeinheit  ist  es  daher  dringend  er- 
forderlich, daß  der  Ausschuß  gerade  bei  der  Wahl  unserer 
auswärtigen  Vertreter  ein  Wort  mitzureden  hat.  Schon 
heute  bekanntlich  wird  jede  Ernennung  eines  Konsuls  vor 
den  Bundesratsausschuß  für  auswärtige  Angelegenheiten 
gebracht.  Warum  soll  nicht  auch  die  Volksvertretung  ein 
ähnliches  Recht  erhalten,  von  dem  sie  aber  hoffentlich 
bessern  Gebrauch  zu  machen  verstehen  wird,  als  heute  der 
Bundesrat  ? Gerade  davon,  daß  im  Auslande  der  richtige 
Mann  auf  dem  richtigen  Posten  steht,  hängt,  wie  wir  alle 
heute  wissen,  das  Wohl  und  Wehe  Tausender  ab. 

Wenn  man  dagegen  einwenden  wollte,  daß  dies  eine 
Einmischung  in  die  Rechte  der  Exekutive  sei,  so  ist 
darauf  zu  erwidern,  daß  es  sich  nur  um  eine  Abwehr 
der  Legislative  handeln  würde  gegen  unberechtigte  Ein- 
mischung unverantwortlicher  Faktoren  in  die  Geschäfte 
eben  dieser  Exekutive.  Im  Grunde  wird  es  sicher  der  Re- 
gierung nur  angenehm  sein  können,  wenn  ihr  hierdurch  ein 
Teil  ihrer  Verantwortlichkeit  dem  Lande  gegenüber  ab- 
genommen  wird. 

Die  Kenntnisse,  welche  unsere  Volksvertreter  sich 
über  die  tatsächliche  diplomatische  Lage  und  über  die  im 
auswärtigen  Dienste  wirkenden  Persönlichkeiten  erwerben, 
werden  dem  Reichstagsausschuß  erst  die  Möglichkeit  geben, 
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mit  Autorität  der  Regierung  und  dem  Lande  gegenüber 
seine  Stimme  geltend  zu  machen.  Denn  Kenntnisse 
sind  Macht,  ohne  Kenntnisse  sänke  der  Ausschuß  zu 
einem  bloßen  Schatten  herab,  wie  die  heutige  Budget- 
kommission in  auswärtigen  Fragen. 

Auch  der  Gei  st  der  diplomatischen  Berichterstattung 
würde  sich  von  Grund  auf  ändern,  wenn  unsere  Auslands- 
vertreter wüßten,  daß  ihre  Berichte  vor  die  Kontrolle 
kenntnisreicher  Volksvertreter  kommen.  Heute  wird  diese 
Berichterstattung  häufig  stark  beeinflußt  durch  persönliche 
Motive.  Man  kennt  die  Ansichten  der  Zentrale  und  höherer 
Stellen.  Man  will  vorwärtskommen.  Da  heißt  es  oft  vor- 
sichtig sein,  um  nach  oben  nicht  anzustoßen.  Kommt  es 
doch  leider  sogar  vor,  daß  der  Beamte  im  Auslande  von 
der  Berliner  Zentrale  einen  Wink  bekommt,  lieber  in  dieser 
oder  jener  Richtung  zu  berichten.  So  werden  vielfach  mehr 
bureaukratische  oder  dynastische  Interessen  ge- 
fördert; das  Volkswohl  tritt  zurück. 

Über  die  auswärtige  Politik  des  Reiches  hätte  der  Aus- 
schuß in  bestimmten  Zeiträumen,  mindestens  jedoch  zwei- 
mal im  Jahre,  dem  Reichstag  einen  ausführlichen 
Bericht  vorzulegen.  Die  Kenntnisse  der  Volksvertreter 
in  auswärtigen  Fragen  würden  dadurch  erheblich  erweitert. 
Auch  dies  könnte  der  Regierung  nur  angenehm  sein,  da  ein 
unterrichteter  Reichstag  ihr  weniger  fruchtlose  Kritik  ent- 
gegensetzen wird.  Und  schließlich  könnte  auch  die  Presse 
aus  diesen  Berichten  wertvolle  Informationen  schöpfen 
und  mit  mehr  Sachkunde  als  bisher  die  öffentliche  Meinung 
unterrichten,  was  zur  Zerstreuung  von  Mißtrauen  und  zur 
Aufklärung  von  Mißverständnissen  im  ln-  und  Auslande 
viel  beitragen  würde. 


Diplomatie  und  Volksideale. 

Der  Verlauf  der  Reichstagsdebatten*)  über  die  Schaffung 
eines  parlamentarischen  Organes  zur  Kontrolle  der  aus- 
wärtigen Politik  im  Reichstage  hat  jedem  Vaterlandsfreunde 
eine  schwere  Enttäuschung  bereitet.  Anstatt  mit  Ver- 
ständnis den  berechtigten  Wünschen  der  Volksvertretung, 
mehr  Einfluß  auf  die  Führung  der  auswärtigen  Geschäfte 
zu  erlangen,  entgegenzukommen,  hat  die  Regierung  sich 
an  „verfassungsrechtliche  Bedenken“  geklammert . Sie  will 
zwar  dem  Hauptausschusse  des  Reichstages  (Budget- 
kommission) einen  minimalen  Einfluß  auf  diesem  Gebiete 
einräumen,  dies  jedoch  nur  für  die  Dauer  der  Reichs- 
tagstagung. Als  ob  wir  in  den  Schlendertagen  tiefsten 
Friedens  lebten  und  nicht  hochernste  Zeiten  auch  außer- 
ordentliche Mittel  erheischten.  Ein  kurzes  Gesetz  genügte, 
um  alle  Wünsche  des  Reichstages  zu  befriedigen,  ein  Ge- 
setz, das  einfach  bestimmte : Die  Kontrolle  der  auswär- 
tigen Politik  ist  von  einem  besonderen  Reichstagsausschusse 
auszuüben.  Dieser  Ausschuß  hat  während  der  ganzen 
Legislaturperiode  zu  tagen  und  auch  über  diese  Periode 
hinaus  provisorisch  solange  die  Geschäfte  fortzuführen, 
bis  ein  neuer  Reichstag  einen  neuen  Ausschuß  gewählt  hat. 

Denn  nur  auf  dauerndes  Mitarbeiten  kommt  es 
an.  Zu  jeder  Zeit,  an  jedem  Tage,  muß  die  Volksvertre- 
tung die  Möglichkeit  haben,  mit  den  Leitern  unserer  aus- 
wärtigen Geschäfte  sich  zu  beraten.  Alles  andere  ist 
Stückwerk  und  Selbsttäuschung.  Die  Behandlung  des 
Reichstages  anläßlich  der  Selbständigkeitserklärung 


*)  Im  Winter  1916/17. 
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Russisch-Polens  sollte  doch  dem  Blindesten  die  Augen 
geöffnet  haben.  In  dem  Augenblick,  wo  der  Reichstag 
nach  erregten  Verhandlungen  endlich  den  Zutritt  zur 
diplomatischen  Geheimkammer,  wenigstens  während  des 
Krieges,  durchgesetzt  zu  haben  wähnte,  wurde  ihm  bei 
einem  Ereignis  allerersten  Ranges,  bestimmt,  die  innere 
und  auswärtige  Politik  Deutschlands  von  Grund  auf 
umzustürzen,  von  der  Regierung  die  Türe  vor  der  Nase 
zugeschlagen. 

Vielleicht  wird  dieser  Vorfall  dem  Reichstage  ein 
für  allemal  als  Lehre  dienen.  Warum  hat  er  sich  auch 
so  leichten  Sinnes  gerade  in  einem  Augenblicke  nach 
Hause  schicken  lassen,  wo,  wie  er  wußte,  ein  so  bedeutendes 
politisches  Problem  vor  der  Lösung  stand?  Diese  ener- 
gielose Haltung  steht  allerdings  im  völligen  Einklang  mit 
der  Art  und  Weise,  wie  bisher  im  Reichstage  auswärtige 
Fragen  behandelt  worden  sind.  Die  Teilnahmlosigkeit 
und  Oberflächlichkeit,  mit  der  der  Reichstag  aus- 
wärtige Probleme  zu  besprechen  pflegte,  haben  ja  gerade 
unserer  Diplomatie  das  Spiel  so  leicht  gemacht.  Sie  hatte 
das  Feld  frei  zu  schalten  und  zu  walten,  wie  ihr  einseitiger 
Sinn  es  ihr  eingab. 

Wenn  ein  wirklicher  Wandel  hier  eintreten  soll,  ist 
es  heiligste  Pflicht  des  Reichstages,  sich  selbst  und  das 
deutsche  Volk  zum  Verständnis  der  auswär- 
tigen Politik  zu  erziehen.  Dazu  muß  er  sich  aber 
ein  Organ  schaffen,  das  geeignet  ist,  einen  dauernden 
Einfluß  auf  die  Führung  unserer  auswärtigen  Geschäfte 
auszuüben.  Denn  nur  in  beständiger  Mitbetätigung 
wird  es  den  deutschen  Volksvertretern  gelingen,  sich 
diejenigen  Kenntnisse  über  auswärtige  Dinge  und  Menschen 
zu  verschaffen,  ohne  welche  eine  wirksame  Volkskontrolle 
der  Diplomatie  einfach  ausgeschlossen  ist. 
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Daher  dürfte  auch  der  große  Haushaltsausschuß  kein 
geeignetes  Kontrollinstrument  sein.  Er  ist  viel  zu  sehr 
überlastet.  Die  auswärtigen  Fragen  würden  hier  wieder 
viel  zu  kurz  kommen.  Sonst  gilt  im  Reichstag  das  Prinzip 
strenger  Arbeitsteilung  bei  der  Bildung  von  Kommissionen. 
Warum  soll  gerade  bei  einer  so  wichtigen  Aufgabe  wie 
der  Beaufsichtigung  der  auswärtigen  Politik  dieser  Grund- 
satz umgestoßen  werden? 

Für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  ist  ein  beson- 
derer Ausschuß  erforderlich,  der  sich  dauernd 
nur  mit  ausländischen  Problemen  befaßt  und  der  nur 
solche  Männer  als  Besitzer  zählt,  welche  die  auswärtige 
Politik  nicht  nur  als  Steckenpferd  reiten,  sondern  die 
von  der  Natur  zur  Lösung  derartiger  Probleme  gestempelt 
sind,  indem  sie  das  dazu  unumgänglich  notwendige 
Kunstvermögen  besitzen. 

Gegen  die  Mitwirkung  eines  derart  ausgestatteten 
Ausschusses  dürfte  unsere  Diplomatie  auch  nicht  ein- 
wenden können,  daß  er  die  Fruchtbarkeit  ihrer  Gedanken- 
arbeit störe.  Im  Gegenteil.  Eine  vernünftige,  gewissen- 
hafte Diplomatie  müßte  es  als  segensreich  empfinden, 
wenn  sie  die  schwierigen  auswärtigen  Probleme  in  ver- 
trauensvollen Erörterungen  mit  urteilsfähigen  Volks- 
vertretern durchdringen  und  klären  könnte.  Gerade  der 
Umstand,  daß  diese  Männer  aus  dem  vollen  Leben  kommen 
und  nicht  nur  zur  „Karriere“ gehören,  würde  die  bisher  üb- 
liche diplomatische  Denkweise  nur  aufs  glücklichste  ergän- 
zen können.  Vorausgesetzt  natürlich,  daß  man  ihnen  ihre 
Aufgabe  nicht  künstlich  erschwert , sondern,  im  Gegenteil, 
ihnen  beim  Erwerb  von  Kenntnissen  über  diplomatische 
Vorgänge  in  weitherziger  Weise  entgegenkommt. 

Schließlich  hätte  die  Regierung  von  einem  solchen 
ständigen  Zusammenarbeiten  von  Diplomatenbureau- 
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kratie  und  Volksvertretung  den  größten  Nutzen.  Vielen 
Störungen  und  Reibungen  mit  dem  Reichstage  würden  da- 
durch die  Wurzeln  abgeschnitten.  Bas  ganze  diplomatische 
Handwerk  bekäme  einen  volkstümlicheren  Zug. 

Was  wissen  die  meisten  unserer  heutigen  Diplomaten 
vom  Volk  und  seinen  Idealen  (wenn  sie  auch  gern,  in 
kritischen  Augenblicken,  davon  reden)?  Werden  doch 
die  Köpfe  dieser,  im  Elfenbeinturm  höfischer  Denkungsart 
eingeschlossenen  Herren  fast  nur  wieder  aus  diploma- 
tischen Quellen  gespeist.  Die  Berichte  unserer  aus- 
wärtigen Vertreter  spiegeln  in  Auffassung  und  Stimmung 
genau  das  Bild  der  Zentrale.  Der  Eimer  schöpft  so  immer 
aus  gleichem  Brunnen. 

Durch  aktive  Teilnahme  von  Volk  und  Volksvertretern 
an  den  auswärtigen  Geschehnissen  würde  allmählich 
auch  ein  Faktor  in  die  Diplomatie  eindringen,  der  bisher 
eine  völlig  untergeordnete,  wenn  überhaupt  eine  Rolle 
gespielt  hat:  das  Volksideal. 

Das  Volk  ist  seit  langem  überdrüssig,  nur  als  Objekt 
militärischer  oder  wirtschaftlicher  Machtpläne  angesehen 
zu  werden.  Überall  dürstet  die  Volksseele  nach  dem  Ideal 
der  Völkerverständigung,  nach  Freiheit  und 
Gerechtigkeit . Das  Volk  ist  in  seiner  großen  Mehrheit 
in  allen  Ländern  friedliebend.  Es  weiß,  daß  es  bei  einem 
Kriege  nichts  zu  gewinnen,  aber  sehr  viel  zu  verlieren 
hat,  und  daß  der  Einsatz  stets  sein  Blut  und  Gut  ist. 

Im  Gegensatz  hierzu  sind  die  Köpfe  der  Diplomaten 
noch  vollgepfropft  von  den  aus  einer  absolutistischen  Zeit 
stammenden  Gewalt-  und  Prestigeideen.  Wie 
könnte  dies  auch  anders  sein?  Rekrutieren  sich  doch 
unsere  Diplomaten  nur  aus  Ständen,  denen  das  Kriegs- 
handwerk eine  zweite  Natur  geworden  ist,  oder  die  in 
engem  Zusammenhang  stehen  mit  den  modernen  In- 
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dustriebaronen.  Für  den  Geist,  der  bei  der  Auswahl 
unserer  Diplomaten  vorherrscht,  nur  ein  Beispiel  von 
vielen.  Keiner,  der  gedient  hat,  kann  zugelassen  werden, 
wenn  er  nicht  in  der  Reserve  mindestens  die  Leutnants- 
staffel erklommen  hat.  Der  Fall,  daß  ein  untauglicher 
Militär  ein  vortrefflicher  Diplomat  sein  könnte,  scheint  un- 
denkbar. Kein  Wunder,  daß  derartig  gewählte  Elemente 
mit  Vorliebe  auf  die  militärische  Macht  des  Deutschen 
Reiches  pochen,  statt  ihren  Geist  anzustrengen,  um  mit 
friedlicheren  Argumenten  zu  überzeugen.  Wenn  man 
wüßte,  wie  oft  unsere  Diplomatie  Augenblickserfolge  nur 
erzielte,  weil  sie  mit  der  Faust  auf  den  Tisch  schlug  und 
hierdurch  nervösen  Staatsmännern  imponierte ! Daß  eine 
solche  Methode  die  politische  Atmosphäre  Europas  mit 
Zündstoff  schwängerte  und  das  Heranbrechen  des  Un- 
wetters beschleunigte,  kam  ihr  nicht  in  den  Sinn. 

Aber  noch  eine  andere  Gefahr  ergibt  sich  aus  einem 
solchen  in  Friedenszeiten  geübten  Kriegsspiele.  Die 
bei  der  Behandlung  auswärtiger  Probleme  mit  Vorliebe 
auf  die  Macht  sich  stützende  Diplomatie  ist  in  Krisen- 
zeiten zu  frühzeitig  bereit,  sich  vor  dem  Militär  von 
der  politischen  Schaubühne  zurückzuziehen  und  dem 
Soldaten  zuzurufen:  Ich  habe  das  meinige  getan,  tun  Sie 
das  Ihrige.  Der  Militär,  an  den  Gedanken  gewöhnt,  daß 
der  Nachbar  nur  auf  der  Lauer  liegt,  um  über  ihn  her- 
zufallen, wird  in  der  Sorge,  seinem  Lande  feindliche  Ein- 
fälle zu  ersparen,  alles  daran  setzen,  um  dem  Gegner 
schleunigst  zuvorzukommen.  Wer  wollte  ihn  deswegen 
tadeln  ? Bei  dieser  militärischen  Auffassung  der  Dinge  wäre 
es  selbst  erklärlich,  wenn  der  Soldat  manchmal  einen 
Präventivkrieg  für  das  kleinere  Übel  ansähe. 

Es  ist  daher  von  kapitaler  Bedeutung,  daß  die  Di- 
plomatie nicht  eher  das  Steuerruder  des  Staatsschiffes 
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aus  der  Hand  gibt,  bis  nicht  alle,  wirklich  alle  andern 
Mittel  erschöpft  sind,  um  den  Frieden  zu  erhalten.  Der 
idealste  Diplomat  wäre  der,  welcher  mit  fremden  Re- 
gierungen so  verhandelte,  als  ob  keine  Militärmacht 
hinter  ihm  stände.  Zum  Überzeugen  mit  Worten  gehört 
allerdings  ein  nicht  gerade  gewöhnliches  Maß  vonMenschen- 
kenntnis,  Takt  und  politischer  Begabung. 

Eine  vielversprechende  Tätigkeit  könnte  ein  Volks- 
vertreterausschuß schon  allein  dadurch  ausüben, 
daß  er  versuchte,  auch  auf  die  milit  äri  sehen  Berater  und 
deren  Denkweise  Einfluß  zu  gewinnen,  daß  er  besonders  die 
Chefs  des  General-  und  Marinestabes  über  die  wahren  Ab- 
sichten und  Stimmungen  fremder  Völker  auf  dem  Laufen- 
den hielte,  damit  diese  Herren  nicht,  wie  bisher,  ihre  aus- 
wärtigen Kenntnisse  fast  nur  aus  diplomatischen  Quellen  be- 
ziehen. In  den  militärischen  Bureaus  würde  allmählich  ein 
ganz  anderer  Geist  platzgreifen.  Die  verständigen  und  wahr- 
haft patriotischen  Elemente,  welche  das  Kriegshandwerk 
nicht  nur  ergriffen  haben,  um  kriegerische  Lorbeeren  zu 
ernten,  sondern  um  ihr  Land  zu  schützen,  würden  die 
Oberhand  gewinnen  und  zur  allgemeinen  Beruhigung 
beitragen. 

Wann  werden  unsere  Machthaber  endlich  einsehen, 
daß  die  „Einkreisung“  ihren  Anfang  nahm,  als  unsere 
Diplomatie  in  Verkennung  des  neuen  europäischen 
Zeitgeistes  den  im  Haag  aufkommenden  Bestrebungen 
internationaler  Verständigung  mit  harter  Ironie  den 
Weg  verlegte  ? Es  wird  jetzt  sehr  schwer  sein,  der  Mensch- 
heit den  Glauben  beizubringen,  daß  wir  in  Aufrichtigkeit 
eine  europäische  Rechtsordnung  anstreben,  welche  wir 
im  Frieden  so  hartnäckig  bekämpft  haben.  Wird  man 
nicht  sagen,  daß  eine  solche  Meinungsänderung  nur  eine 
augenblickliche  Kriegsmüdigkeit  zur  Ursache  hat?  Um 
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dem  Auslande  Vertrauen  einzuflößen,  müßte  sich  in 
Deutschland  erst  manches  ändern.  Neue  Männer  müßten 
hervortreten,  deren  Vergangenheit  für  die  Wahrhaftig* 
keit  der  Umkehr  Bürge  wäre,  das  deutsche  Volk  vor 
allem  müßte  bei  den  auswärtigen  Geschehnissen  ein 
ausschlaggebender  Faktor  werden. 

Bei  einem  innigen  Zusammenarbeiten  von  Diplomatie 
und  Volksvertretung  hätte  die  Diplomatie  es  sicher  auch 
gemerkt,  daß  ein  demokratisches  Zeitalter  mit  Völker - 
vereinigenden  Idealen  am  politischen  Horizont  er- 
schienen war,  das  Frieden,  Freiheit  und  Glück  aller 
Völker  fordert.  Aber  die  Diplomaten,  die  nur  von 
„Realpolitik“  träumten,  übersahen  diese  Wirklichkeit. 
Sie  ahnten  nicht,  daß  in  unserer  Zeit  nur  eine  Realpolitik 
der  Ideale  der  Welt  dauernden  Frieden  bringen  kann. 

Und  welches  Land  wäre  geeigneter  zu  einer  Völker- 
verständigung gewesen,  als  gerade  Deutschland,  das 
durch  seine  im  Herzen  Europas  gelegene  Stellung  zu 
einem  universalen  Berufe  vorherbestimmt  zu  sein  scheint 
und  diesen  Beruf  auch  Jahrhunderte  hindurch  zum 
Besten  der  zivilisierten  Welt,  der  damaligen  Christen- 
heit, ausgeübt  hat.  Das  Kaisertum  des  Mittelalters  war 
ein  universales  Institut.  Auf  deutschem  Boden  sind  alle 
großen  Völkerversammlungen  abgehalten  worden,  wie 
die  berühmten  Konzilien  der  Kirche  und  die  Kongresse, 
die  Weltkriege  beendigten.  In  Deutschland  stand  die 
Wiege  des  Völkerrechtes.  Kein  anderes  Land  hat  eine 
so  mannigfaltige  Nachbarschaft  und  ist  durch  seine  Grenz- 
länder und  deren  Bevölkerung  mit  soviel  fremden  Staaten 
verwachsen.  Jede  politische  Handlung  Deutsch- 
lands berührt  daher  unmittelbar  fast  ganz 
Europa.  Wenn  in  Deutschland  das  Militär  die  Ober- 
hand hat,  wird  in  allen  anderen  europäischen  Staaten 
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gerüstet  werden;  erst,  wenn  dort  die  Demokratie  herrscht, 
wird  das  übrige  Europa  es  wagen,  sich  friedlicheren  Be- 
schäftigungen hinzugeben. 

In  Zeiten  politischer  Zerrissenheit  und  Schwäche 
stand  es  allerdings  dem  deutschen  Reiche  nicht  an,  eine 
europäische  Ordnung  herbeizuführen.  Ein  solches  Be- 
ginnen hätte  das  Reich  schwerer  Fährnis  ausgesetzt. 
Nachdem  Deutschland  aber  zur  stärksten  Macht  Europas 
sich  emporgearbeitet  hatte,  wäre  es  die  Pflicht  seiner 
Staatsmänner  gewesen,  sich  auf  den  alten  universalen 
Charakter  Deutschlands  zu  besinnen  und  die  Führung 
zu  übernehmen,  um  Europa  ein  internationales 
Rechtssystem  zu  schenken,  aufgebaut  auf  dem  Grund- 
sätze, daß  eignes  Recht  vor  fremdem  Recht  Halt  zu 
machen  habe.  Eine  solche  auswärtige  Politik  hätte  dem 
deutschen  Volke  wieder  zu  einem  Ideal  verholfen,  ohne 
welches  schlechterdings  ein  hochstehendes  Volk  auf  die 
Dauer  nicht  leben  kann.  Statt  dessen  gab  man  dem 
deutschen  Volke  ein  Scheinideal,  die  Weltmacht* 
Politik,  ein  Ideal,  das  im  Lichte  der  politischen  Ver- 
nunft zerfließen  muß  wie  der  Schnee  in  der  Frühlings- 
sonne. Denn  es  war  aufgebaut  nicht  auf  dem  gegen- 
seitigen Gewähren,  sondern  auf  dem  Ausspielen  der  Macht 
Schwächeren  gegenüber. 

Diese  Gedankenrichtung  konnte  nur  aufkommen  aus 
der  einseitigen  preußischen  Auffassung  ier  Staats- 
idee, wie  sie  Hegel  und  Treitschke  lehrten.  Weit  entfernt 
steht  diese  politische  Idee  von  der  völkerbeglückenden 
Idee  des  alten  deutschen  Kaiserreiches,  in  dessen  Schatten 
Völkerschaften  verschiedenster  Nationalitäten  Ruhe  und 
Frieden  fanden.  In  dieser  Beziehung  hat  vielleicht  der 
preußische  Historiker  und  Politiker  Constantin  Frantz 
richtig  in  die  Zukunft  geschaut,  der  schon  1871  in  seinen 
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Briefen  an  einen  preußischen  Staatsmann  es  bedauerte, 
wenn  die  tausendjährige  Entwicklung  des  heiligen  rö- 
mischen Reiches  deutscher  Nation  ihren  Abschluß  finden 
sollte  in  dem  einfachen  Ausbreiten  des  preußischen 
Militärsystems  über  den  deutschen  Zollverein,  wie  es 
bei  der  Neuaufrichtung  des  Deutschen  Reiches  geschah. 
Mögen  hier  seine  eigenen  Worte  folgen: 

„Es  möchte  ja  die  unbestreitbarste  Tatsache  sein,  daß 
die  deutsche  Militärmacht  dadurch  gewonnen  hätte,  wie 
desgleichen  Posten,  Telegraphen,  Eisenbahnen  uni  dergl., 
die  Frage  ist  nur:  ob  diese  Angelegenheiten  jemals  den 
entscheidenden  Maßstab  der  Nationalentwicklung  bilden 
dürfen,  und  zwar  für  eine  Nation  von  so  universaler 
Anlage  und  so  idealer  Richtung,  als  wofür  bisher  die 
deutsche  gegolten  hat.  Jetzt  steht  diese  Nation  in  allem 
dem  gerade,  was  sonst  ihre  eigentümliche  Ehre  und  Größe 
ausmachte,  auf  einem  niedrigeren  Standpunkte  als  andere. 
Denn  wo  wäre  es  sonst  noch  erlebt,  daß  ein  nationales 
Gemeinwesen  kurzweg  auf  militärische  und  kommer- 
zielle Einrichtungen  begründet  wurde,  wie  wenn  das 
Ideale  im  Völkerleben  für  nichts  gelte!“ 


Geschichtliche  Entwicklung  der  Diplomatie 
und  Reformvorschläge. 

Nach  dem  Tode  des  Staatssekretärs  von  Kiderlen 
kam  der  damalige  Unterstaatssekretär  Zimmermann 
wegen  seiner  Fähigkeiten  und  Erfahrung  als  erster  auf 
die  Kandidatenliste.  „Zim-mer-mann,  haben  sie  keinen 
besseren  Namen?‘‘  Doch,  gewiß,  und  Herr  von  Jagow, 
der  sich  in  richtiger  Selbsteinschätzung  für  diesen  Posten 
nicht  geeignet  hielt,  wurde  gezwungen,  von  Rom  nach 
Berlin  zu  ziehen. 

Trotzdem  sich  Herr  von  Kiderlen  gerade  seinen  Mit- 
arbeiter Zimmermann  einmal  als  Nachfolger  gewünscht 
hatte.  Trotzdem  Zimmermann  in  hohem  Grade  das  Ver- 
trauen der  am  Berliner  Hofe  beglaubigten  Botschafter  besaß . 

Heute  steht  nun  dieser  Mann  an  der  Spitze  des  aus- 
wärtigen Amtes  und  bekleidet  damit  einen  Posten,  der 
bisher  als  ausschließliche  Domäne  des  Junkertums  an- 
gesehen war.  Kein  Zweifel,  das  deutsche  Volk  begrüßt 
die  Ernennung  eines  Bürgerlichen  zum  Leiter  der  aus- 
wärtigen Geschäfte  mit  großen  Hoffnungen.  Es  glaubt, 
daß  nunmehr  mit  den  veralteten  Zuständen  und  Arbeits- 
gewohnheiten des  Auswärtigen  Amtes  gründlich  auf- 
geräumt wird  und  neues  Leben  in  die  stickigen  Räume  der 
Wilhelmstraße  einzieht.  Vorderhand,  so  lasen  wir  in  den 
Zeitungen,  sind  einige  tausend  Quadratmeter  neuer 
Bureauräume  für  das  Auswärtige  Amt  gemietet  worden. 
Mögen  die  Hoffnungen  in  Erfüllung  gehen.  Hier  ist  die 
Gelegenheit,  den  wahrhaften,  den  dauernden  Dank  eines 
großen  schwergeprüften  Volkes  zu  erwerben. 
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Nur  sollte  man  nicht  glauben,  daß  dann  schon  alles 
gut  sei,  wenn  unsere  Diplomaten  bürgerliche  Namen 
trügen.  Mein  Gott!  der  Name  ist  keine  Bürgschaft,  weder 
für  Tüchtigkeit  noch  für  demokratische  Gesinnung,  so 
erfreulich  auch  die  Eroberung  der  Selbstverständlichkeit 
sein  mag,  daß  ein  bürgerlicher  Name  kein  Hindernis 
bilden  kann.  Freie  Bahn  dem  Tüchtigen,  ob  die  Kan- 
didaten dem  Adel  oder  dem  Bürgertum  entstammen. 

Nein,  die  Demokratisierung  der  Diplomatie  hängt 
nicht  von  solchen  Äußerlichkeiten  ab.  Auf  den  Geist 
kommt  es  an,  der  in  dem  Körper  herrscht.  Jede  Reform 
wird  daher  letzten  Endes  Stückwerk  bleiben,  solange  den 
Regierenden  der  Sinn  für  die  Wohlfahrt  und  Freiheit  des 
Volkes  fehlt.  Diese  Gesinnung  wird  aber  erst  kommen, 
dann  aber  — in  Deutschland  — sich  schnell  befestigen, 
wenn  wir  einmal  eine  parlamentarische  Regierung  und 
damit  auch  einen  dem  Volke  verantwortlichen  aus- 
wärtigen Staatssekretär  haben. 

Mit  dieser  Einschränkung  könnten  selbst  im  Rahmen 
unserer  heutigen  Verfassung  große  Verbesserungen  vor- 
genommen werden.  Wenn  dabei  Vorschläge  auftreten 
sollten,  die  manchem  vielleicht  etwas  radikal  erscheinen, 
so  dürfte  die  heutige  Zeit  zu  solchen  Bedenken  kaum  ge- 
eignet sein,  wo  der  Sturmwind  des  Krieges  im  Lande  das 
unterste  zum  obersten  kehrt. 

Bevor  wir  aber  von  Reformen  sprechen,  müssen 
wir  zum  besseren  Verständnis  heutiger  Diplomatensitten 
erst  einen  kurzen  Blick  auf  die  Entwicklungsge- 
schichte der  Diplomatie  werfen. 

* * 

* 

Im  frühesten  Mittelalter  gab  es  an  den  Hauptplätzen 
des  Mittelmeerbeckens  Gesandte  der  Handel  treibenden 
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Staaten,  besonders  der  italienischen  Republiken. 
Später  traten  diese  Gesandten  auch  an  andern  großen 
Handelsplätzen  im  Norden  auf.  Sie  vertraten  vor  allem 
die  Wirtschaftsinteressen  ihrer  Staaten  im  Ausland, 
hatten  also  fast  die  gleichen  Funktionen  wie  die  heutigen 
Konsuln.  Daneben  übten  sie  ein  Aufsichtsrecht  über  ihre 
Staatsangehörigen  aus,  hatten  Polizeigewalt  und  besaßen 
das  Recht  der  Exterritorialität,  sowie  andere  Privilegien. 
Die  Republik  Venedig  verstand  es  ausgezeichnet,  diese 
Außenbeamte  zur  Hebung  ihrer  Machtstellung  zu  be- 
nutzen. Die  Berichte  ihrer  kaufmännischen  Gesandten 
wurden  im  Mittelalter  hoch  geschätzt  und  sind  bis  in 
unsere  Zeit  herübergekommen. 

Eine  ganz  andere  Art  Gesandter  waren  die  von  den 
weltlichen  Fürsten  an  den  päpstlichen  Stuhl  ge- 
schickten Würdenträger,  bestimmt,  die  Fühlung  mit  dem 
allmächtigen  Haupt  der  Christenheit  aufrecht  zu  erhalten. 
Man  wählte  dazu  meistens  Herren  des  geistlichen  Standes. 
Die  Sprache  dieser  Diplomaten  war  die  lateinische.  Hier 
am  römischen  Hofe  stand  die  Wiege  der  noch  heute  bei 
den  Diplomaten  eine  so  große  Rolle  spielenden  Eti- 
ketten- und  Rangfragen.  — Daneben  gab  es  natürlich  auch 
Gesandte,  die  zwischen  den  einzelnen  weltlichen  Höfen 
vermittelten  oder  verhandelten.  Man  nahm  jedoch  auch 
dazu  meist  nur  geistliche  Herren.  Erst  im  Anfänge  des 
16.  Jahrhunderts  kamen  Gesandte  weltlichen  Charakters 
auf.  Im  Jahre  1520  verabredeten  Karl  V.  und  Hein- 
rich VIII.,  daß  künftig  weltliche  Vertrauensmänner  an 
beiden  Höfen  gehalten  werden  sollten. 

Die  moderne  Diplomatie  hat  sich  jedoch  erst  seit 
dem  westfälischen  Frieden  entwickelt,  wo  weltliche  Ge- 
sandte allgemein  und  die  Gesandtschaften  überall  eine 
ständige  Einrichtung  wurden.  Seit  dieser  Zeit  datiert 
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auch  das  Aufkommen  der  französichen  Sprache  als 
Diplomatensprache.  Am  Hofe  Ludwigs  XIV.  vollzog 
sich  dann  eine  völlige  Umwandlung  des  bisherigen  Diplo- 
matenstandes. Nur  Kavaliere  oder  Hofleute  durften  es 
wagen,  in  die  Nähe  des  Herrschers  zu  kommen.  Hier 
wurde  das  Zeremoniell  die  Hauptsache.  Geistreiches 
Salongespräch  wurde  höher  geschätzt  als  langweilige 
Kenntnisse.  Da  in  der  damaligen  Zeit  nur  die  Mitglieder 
adeliger  Häuser  französische  Manieren  und  Sprach- 
gewandtheit besaßen,  waren  Bürgerliche  aus  dem  Diplo- 
matenberufe von  selbst  ausgeschaltet.  Auch  die  heutige 
Geheimtuerei  der  Diplomaten  stammt  aus  diesem 
Zeitalter  der  Kabinettspolitik  und  des  Absolutismus, 
desgleichen  ihr  Kastengeist  und  Standesdünkel. 
Damals  hatten  Geheimnistuerei  und  Hochmut  allerdings 
eine  gewisse  Berechtigung.  Die  Gesandten  jener  Zeit 
trugen  eine  ganz  andere  Verantwortung  als  heute  im 
Zeitalter  des  Telegraphen  und  der  schnellen  Postver- 
bindungen. Während  heute  die  Diplomaten  eigentlich 
in  täglicher  Verbindung  mit  ihrer  Regierungen  stehen 
und  keinen  wichtigen  Schritt  tun,  ohne  vorher  in  der 
Heimat  angefragt  zu  haben,  waren  damals  die  Gesandten 
oft  wochenlang  ohne  Nachricht  von  ihren  Regierungen 
und  mußten  die  schwierigsten  Probleme  ganz  allein  lösen. 
Wenn  sie  hierbei  alle  Intrigen  spielen  ließen,  um  sich 
Hilfe  und  Einblick  zu  verschaffen,  und  ihr  eigenes  Spiel 
sorgfältig  verdeckten,  so  erscheint  dies  begreiflich,  um  so 
mehr  als  die  hohen  Staatsgeschäfte  oft  in  der  weiblichen 
Umgebung  absolutistischer  Monarchen  geführt  wurden. 

Trotzdem  sich  die  Zeiten  nun  gründlich  geändert 
haben  und  ein  demokratischer  Geist  in  alle  sonstigen  Zweige 
der  Regierungsgeschäfte  eingedrungen  ist,  setzen  allein 
die  Diplomaten  die  absolutistische  Tradition 


26 


fort.  Der  Verkehr  bei  Hofe  und  die  Stellung,  die  sie 
sich  dort  erobern,  gilt  ihnen  als  die  wichtigste  Aufgabe. 
Die  Posten  in  Republiken  werden  möglichst  gemieden; 
aber  auch  hier  suchen  sie  mit  Vorliebe  die  Kreise  auf,  auf 
denen  noch  ein  Schimmer  des  alten  Königtums  ruht.  Nur 
die  Gesellschaft  des  diplomatischen  Korps  gilt  ihnen  noch 
als  standesgemäßer  Verkehr. 

Aus  dieser  Exklusivität  stammen  fast  alle  Irr- 
tümer  und  Einseitigkeiten  unserer  Diplomaten. 
Sie  ist  die  Quelle  allen  Übels.  Der  fast  ausschließliche 
Verkehr  mit  ihresgleichen  beraubt  sie  der  Möglichkeit, 
sich  über  den  wahren  politischen  Zustand  und  die  wirk- 
liche Volksmeinung  des  Landes  ihres  Wirkungskreises 
ein  richtiges  Bild  zu  machen.  Denn  heutzutage  wird 
die  Politik,  namentlich  in  demokratisch  regierten  Staaten, 
nicht  mehr  am  Hofe  oder  in  den  Salons  gemacht,  sondern 
in  den  Vereinsräumen  der  politischen  Parteien,  in  den 
Redaktionen  der  großen  Zeitungen  und  in  den  Bureaus 
der  Finanz,  des  Handels  und  der  Industrie.  Nur  wer  in 
diesen  Kreisen  Vertrauen  erwirbt,  wird  sich  ein  Urteil 
bilden  können  über  die  Denkweise  eines  Volkes  und  die 
Richtungslinien  seiner  Politik.  Dann  wird  er  auch  be- 
vorstehende Ereignisse  rechtzeitig  zu  erkennen  vermögen, 
anstatt  sich  durch  die  Geschehnisse  überraschen  zu  lassen, 
wie  es  beim  Ausbruch  des  russisch -japanischen  und  des 
Balkankrieges  der  Fall  war. 

Zur  Einziehung  von  Informationen  bedienen  sich 
heute  die  Diplomaten  meistens  sogenannter  örtlicher  Ver- 
trauensmänner, die  diesen  Titel  oft  nicht  verdienen,  oder 
der  Dolmetscher  in  Ländern,  deren  Sprache  sie  leider 
nicht  beherrschen,  und  erhalten  dadurch  ein  schiefes  Büd. 
Daneben  werden  allerdings  auch  die  Landeszeitungen  zur 
Information  herangezogen,  die  aber  besonders  in  Zeiten 
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politischer  Spannung  oft  die  wichtigsten  Vorgänge  in 
mehr  oder  weniger  offiziöser  Färbung  bringen. 

* * 

* 

Leider  gedeiht  dies  Übel  der  Exklusivität  auch 
zu  Hause  in  der  Zentrale  des  auswärtigen  Dienstes. 
Die  besteht  aus  der  politischen  — wozu  auch  die  Presse- 
abteilung gehört  — der  handelspolitischen,  der  juristischen 
und  der  Personal-Abteilung.  Die  politische  Abeilung 
dünkt  sich  weit  erhaben  über  die  anderen,  weü  in  ihr, 
abgesehen  von  ein  oder  zwei  bürgerlichen  Arbeitsbienen, 
nur  waschechte  Diplomaten  sitzen,  während  die  Funk- 
tionen der  anderen  Abteilungen  von  Beamten  aus  der 
Konsulats -Karriere  wahrgenommen  werden.  Das  führt  zu 
ganz  merkwürdigen  Zuständen.  Alles,  was  in  der  po- 
litischen Abteüung  eingeht,  wird  als  „politisch“  und 
daher  als  großes  Staatsgeheimnis  behandelt.  Die  Mit- 
teilung von  Akten  der  politischen  Abteilung  an  andere 
Abteilungen  vollzieht  sich  unter  Normen,  als  ob  die  Mit- 
glieder dieser  Abteilungen  kein  Vertrauen  verdienten 
oder  den  Diensteid  nicht  geschworen  hätten,  der  bekannt- 
lich auch  Amtsverschwiegenheit  enthält.  So  sind  z.  B. 
die  Leiter  der  großen  Handelsreferate  meist  in  völliger 
Unkenntnis  über  die  politischen  Vorgänge  in  den  Ländern, 
deren  wirtschaftliche  Entwicklung  sie  zu  beobachten 
haben.  Ist  es  doch  vorgekommen,  daß  ein  Vertreter  im 
Auslande  von  der  handelspolitischen  Abteilung  ermutigt 
wurde,  deutsche  Wirtschaftsinteressen  in  einem  Lande 
eifrigst  zu  fördern,  während  zu  gleicher  Zeit  in  der  po- 
litischen Abteilung  eine  Abmachung  bestand,  daß  die 
Deutschen  in  diesem  Lande  zugunsten  einer  andern 
Macht  wirtschaftlich  zurückzutreten  hätten. 
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Ein  ähnliches  wenig  harmonisches  Zusammen- 
arbeiten herrscht  auch  im  Auslande,  wo  die  konsu- 
larischen Vertretungen  von  den  Diplomaten  nicht 
für  voll  angesehen  und  demnach  behandelt  werden. 

Zur  Abhilfe  dieser  Zustände,  welche  keinen  nutz- 
bringenden Betrieb  im  auswärtigen  Dienst  aufkommen 
lassen,  müßte  zunächst  einmal  die  Zusammenlegung 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Abteilung 
in  der  Zentrale  erfolgen,  was  anderswo,  etwa  in  Frankreich, 
schon  durchgeführt  ist.  Die  Teilung  der  Arbeit  hätte  nach 
Ländern  zu  erfolgen,  so  daß  der  Chef  eines  Referates 
zugleich  über  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Vor- 
gänge eines  Staates  unterrichtet  wäre.  Die  Diplomaten 
würden  dadurch  gezwungen,  sich  auch  für  andere  Fragen, 
als  nur  die  sogenannte  hohe  Politik,  zu  interessieren. 

Zu  gleicher  Zeit  wäre  eine  entsprechende  Refor- 
mierung der  Personalabteilung  vorzunehmen.  Sie 
hätte  zunächst  die  Personalien  der  Diplomaten  mit- 
zuübernehmen, über  deren  Geschick  heute  ausschließlich 
die  politische  Abteüung  entscheidet.  Damit  aber  über- 
haupt eine  sachlichere  Behandlung  aller  Personalien  er- 
reicht wird,  die  jetzt  mehr  oder  weniger  von  der  Gunst 
des  Personalchefs  abhängen,  müßte  über  die  Besetzung 
freier  Posten  in  gemeinsamen  Abteilungskon- 
ferenzen beraten  und  entschieden  werden.  Der  Beschluß 
wäre  dann  dem  Reichstagsausschuß  für  auswärtige 
Angelegenheiten  zur  Kenntnis  und  Äußerung  zu  unter- 
breiten. Es  könnten  dann  nicht  mehr  so  große  Fehler 
bei  der  Besetzung  unserer  Auslandsposten  Vorkommen. 
Der  richtige  Mann  käme  eher  auf  den  richtigen  Platz. 

Hierbei  drängt  sich  von  selbst  die  Frage  auf,  ob  nicht 
überhaupt  auf  eine  Teilung  der  diplomatischen  und  kon- 
sularischen Karriere  zu  verzichten  und  ein  einziger  aus- 
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wärtiger  Dienet  zu  schaffen  wäre,  um  so  mehr  als 
ja  heute  bereits  in  der  Zentrale  die  Mehrzahl  der  höheren 
Beamten  aus  dem  Konsulatsberufe  stammen.  Abgesehen 
von  der  dadurch  erzielten  Vereinfachung  des  Dienstes 
würde  eine  solche  Reform  den  großen  Vorteil  haben, 
der  Exklusivität  der  Diplomaten  die  Wurzel  abzuschneiden. 
Denn  wenn  alle  Kandidaten  für  den  auswärtigen  Dienst 
durch  die  gleiche  Prüfung  und  Schule  gingen,  wenn  sie 
nur  durch  Fähigkeit  und  Arbeitskraft  vorwärts  kämen, 
wenn  alle  die  Aussicht  hätten,  zu  den  höchsten  Posten 
des  auswärtigen  Dienstes  im  In-  und  Auslande  zu  ge- 
langen, dann  würden  nur  solche  Aristokraten  sich  zu  diesem 
Berufe  drängen,  welche  wirklich  arbeiten  wollen,  und  nicht 
diejenigen,  ob  Aristokraten  oder  Plutokraten,  die  heute 
den  diplomatischen  Beruf  nur  ergreifen,  um  eine  gesell- 
schaftliche Rolle  zu  spielen. 

In  dieser  Richtlinie  bewegt  sich  übrigens  auch  der 
im  Reichstage  gestellte  Anträge  Richthofen  und 
Genossen,  der  eine  Vereinheitlichung  der  Prüfung  für 
den  konsularischen  und  diplomatischen  Beruf  fordert. 
Gehen  wir  einen  Schritt  weiter  und  verlangen  wir  dazu 
einen  freien  Wettbewerb  für  einen  einzigen  aus- 
wärtigen Dienst,  einen  Wettbewerb,  zu  dem  Kandidaten 
aller  Stände  zuzulassen  wären,  ob  sie  aus  dem  Beamten- 
tum kommen  oder  dem  Handel,  der  Industrie,  der 
Presse  und  andern  Berufen.  Aus  diesen  Männern  nehme 
man  nur  die,  welche  außer  politischer  Begabung,  Vor- 
urteilslosigkeit fremden  Menschen  und  Ideen  gegenüber, 
psychologischem  Taktgefühl  und  anderem  das  Talent 
zur  Diplomatie  besitzen,  das  heutzutage  nicht  mehr 
in  der  Kunst  zur  Lüge  und  Intrige,  sondern  darin  besteht, 
durch  offenes  Auftreten  und  anständiges  Handeln  das 
Vertrauen  der  Menschen  zu  gewinnen. 


Beaufsichtigung  der  auswärtigen 
Geschäftsführung  bei  anderen  Völkern. 


In  der  inneren  Politik  hat  sich  seit  dem  Zeitalter 
der  französischen  Revolution  fast  bei  allen  zivilisierten 
Staaten  das  Recht  der  Volksvertreter  Geltung  verschafft, 
in  alle  Zweige  des  innerstaatlichen  Lebens  hineinzu- 
leuchten, auf  Abhilfe  oder  Besserung  zu  drängen,  wo  sie 
auf  Mißstände  stoßen,  und  bei  jeder  Gelegenheit  von  der 
Regierung  Aufschlüsse  zu  verlangen.  Die  auswärtige 
Politik  dagegen  wird  noch  vielfach  als  etwas  ganz  Be- 
sonderes behandelt!  Hier  gelten  in  vielen,  selbst  sonst 
fortgeschrittenen  Staatswesen  noch  die  Regeln  des  Abso- 
lutismus. Dem  Volke  wird  ein  Halt  geboten,  wenn  es 
auch  auf  diesem  Gebiete  sein  Aufsichtsrecht  ausüben  will. 
Die  auswärtige  Politik  wird  als  eine  Art  Geheimkunst 
behandelt,  die  wohl  fremde  Regierungen  angeht,  woran 
das  eigene  Volk  jedoch  nicht  zu  rühren  hat. 

Und  doch  hängt  gerade  von  der  Führung  der  aus- 
wärtigen Politik  viel  mehr  das  Wohl  und  Wehe  der  ge- 
samten Bevölkerung  ab,  als  von  allen  innern  Ressorts 
zusammengenommen.  Schon  vor  beinahe  fünfzig  Jahren 
hat  Constantin  Frantz  in  seinem  bekannten  Buch  über 
die  Weltpolitik  eingehend  begründet,  daß  die  auswärtige 
Politik  eine  ,, äußerst  innere“  Angelegenheit  der  Na- 
tionen ist.  Wird  doch  durch  die  auswärtigen  Verhältnisse 
hauptsächlich  das  gesamte  Militärwesen  eines  Staates 
bedingt.  Die  stehenden  Heere  beeinflussen  im  höchsten 
Grade  das  ganze  Steuerwesen,  was  wiederum  in  alle 


31 


wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  eines  Volkes 
eingreift.  Das  durch  die  auswärtige  Politik  bedingte 
Militärwesen  drückt  schließlich  der  ganzen  Staats- 
ordnung seinen  Stempel  auf.  Je  militärischer  sich  ein 
Staat  entwickelt,  um  so  geringer  werden  die  politischen 
Freiheiten.  Militarismus  drängt  seiner  Essenz  nach  auf 
Zentralisation  und  Absolutismus.  Aus  der  auswärtigen 
Politik  entspringen  die  Kriege,  welche  die  Existenz 
der  Völker  gefährden  und  jedenfalls  deren  Einsatz  an  Blut 
und  Gut  heischen.  Aus  den  Kriegen  stammt  der  größte 
Teil  der  Schulden  des  Staates,  und  diese  Lasten  zehren 
oft  auf  Gonerationen  hinaus  an  dem  Marke  der  Nationen. 

Bei  dieser  ungeheuren  Wichtigkeit  der  auswärtigen 
Politik  für  die  Freiheit  und  Wohlfahrt  der  Völker  ist  es 
mit  Freuden  zu  begrüßen,  daß  auch  in  Deutschland  die 
Volksvertretung  sich  rührt  und  Einfluß  auf  die  Führung 
der  auswärtigen  Geschäfte  zu  gewinnen  versucht.  Es 
dürfte  daher  am  Platze  und  nützlich  sein,  die  Einrich- 
tungen zu  betrachten,  die  in  dieser  Beziehung  in  einigen 
wirklich  parlamentarisch  regierten  Staaten  bereits 
bestehen : 

ln  England  hat  das  Kabinett  gewohnheitsgemäß 
die  früheren  Prärogativen  der  Krone  bei  der  Führung  der 
auswärtigen  Geschäfte  übernommen  mit  verhältnismäßig 
geringer  Einmischung  des  Parlamentes.  Nur  einmal  im 
Jahre  wird  im  Unterhause  die  auswärtige  Politik  bei  der 
Beratung  über  das  auswärtige  Budget  eingehender  be- 
sprochen. Dafür  haben  die  Abgeordneten  allerdings  ein 
weitgehendes  Fragerecht.  Die  dem  Fragesteller  durch 
den  Vertreter  des  Auswärtigen  Amtes  erteilten  Antworten 
sind  aber  oft  sehr  diplomatischer  Natur,  so  daß  man 
daraus  nicht  viel  entnehmen  kann. 
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Schon  vor  dem  Weltkrieg  verlangte  daher  ein  Teil 
der  englischen  öffentlichen  Meinung  mehr  Kontrolle  in 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Jetzt  ist  es  besonders  die 
„Union  of  Democratic  Control“,  die  in  Wort  und  Schrift 
für  die  Schaffung  eines  ständigen  Parlamentsausschusses 
zur  Kontrollier  ung  der  auswärtigen  Politik  eintritt. 

Wenn  es  scheinen  möchte,  als  ob  das  englische  Volk 
in  der  auswärtigen  Politik  bisher  nicht  viel  Einfluß  ge- 
habt hat,  so  darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden, 
daß  in  diesem  Lande  keine  bürokratische  Regierung 
besteht,  sondern,  daß  die  Regierungsgeschäfte  abwechselnd 
von  zwei  großen  Parteien  geführt  werden.  Die  jeweilige 
Opp  osit  ionspart  ei  übt  allein  durch  ihr  Dasein  oine 
beständige  Kontrolle  darüber  aus,  daß  die  auswär- 
tigen Geschäfte  den  allgemeinen  Volksinteressen  ent- 
sprechend geführt  werden.  In  dem  Augenblick,  wo  die 
Ansicht  des  Kabinettes  mit  der  Meinung  der  Mehrheit 
nicht  mehr  übereinstimmt,  hat  das  Parlament  zudem  ja 
das  Recht,  dieses  Kabinett  durch  ein  Mißtrauensvotum 
zu  beseitigen. 

Wählend  des  Krieges  hat  England  als  Neuerung  die 
Abhaltung  von  Geheimsitzungen  des  Parlamentes 
eingeführt  und  dadurch  ein  vortreffliches  Mittel  gefunden, 
in  vertraulicher  Weise  die  Volksvertretung  auch  über  die 
Führung  der  auswärtigen  Politik  zu  unterrichten. 

Das  Haus  der  Lords  beschäftigt  sich  viel  häufiger 
mit  der  auswärtigen  Politik  als  das  Unterhaus.  Die  De- 
batten im  Oberhaus  sind  wirkungsvoller,  weil  hier  eine 
viel  größere  Anzahl  Männer  sitzt,  die  im  Ausland  gut 
Bescheid  wissen.  Nach  der  Zusammensetzung  dieser 
Versammlung  ist  es  aber  nur  zu  natürlich,  daß  die  Volks- 
interessen bei  den  Debatten  über  die  auswärtige  Politik 
keine  zu  große  Rolle  spielen. 
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In  Frankreich  dürfte  die  Kontrolle  der  auswärtigen 
Politik  heute  wohl  am  weitesten  fortgeschritten  sein.  Die 
französische  Deputiertenkammer  behandelt  die  auswärtige 
Politik,  abgesehen  von  den  häufigen  Debatten  in  den 
Plenarsitzungen,  eingehend  jedes  Jahr  bei  der  Beratung 
des  Haushaltes  des  auswärtigen  Ministeriums  in  der 
Generalbudgetkommission.  Diese  Kommission  wird 
von  der  Kammer  alljährlich  ernannt.  Sie  besteht  aus 
44  Mitgliedern.  Die  Kommission  erstattet  am  Ende  jeden 
Jahres  der  Kammer  einen  sehr  wertvollen  Bericht 
auch  über  die  auswärtige  Politik  Frankreichs. 

Einen  weit  größeren  Einfluß  übt  aber  das  sogenannte 
„Grand  Comite“  aus.  Es  ist  dies  „La  Commission  des 
Affaires  exterieures  et  coloniales“.  Es  wird  von  der 
Kammer  für  die  ganze  Legislaturperiode  von  vier  Jahren 
gewählt  und  zählt  ebenfalls  44  Mitglieder,  die  von  den 
verschiedenen  Parteien  im  Verhältnis  zu  ihrer  numerischen 
Stärke  gestellt  werden.  Die  Hauptaufgabe  dieser  Kom- 
mission ist,  sich  über  besondere  auswärtige  Fragen 
zu  informieren  und  der  Kammer  darüber  zu  berichten. 

Das  „Grand  Comit6“  hat  das  Recht,  alle  Personen 
vor  sich  zu  laden,  deren  Aussagen  für  die  vorliegende 
Frage  von  Interesse  sind.  Bei  Vorladung  von  Beamten 
des  auswärtigen  Dienstes  ist  jedoch  die  Genehmigung  des 
Ministers  einzuholen,  der  dabei  bestimmt,  in  welcher 
Weise  etwa  die  Beamten  Dienstverschwiegenheit  zu  be- 
obachten haben.  Auch  die  Vorlage  von  Akten  und 
Dokumenten  kann  das  Komitee  verlangen. 

Bei  Unstimmigkeiten  mit  dem  auswärtigen  Minister  ent- 
scheidet die  Kammer.  Der  Minister  kann  von  dem  Komitee 
um  sein  Erscheinen  gebeten  werden.  Seit  dem  Kriegsbeginn 
geschieht  dies  sogar  häufig,  wenn  auch  der  Theorie  nach  der 
Minister  zum  Erscheinen  nicht  gezwungen  werden  kann. 
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Schlieben,  Die  deutsche  Diplomatie. 
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Man  kann  ohne  Übertreibung  behaupten,  daß  zurzeit 
dieses  große  Komitee  die  auswärtigen  Geschäfte 
Frankreichs  vollständig  kontrolliert.  Selbst  der 
Ministerpräsident  muß  sich  den  Wünschen  oder  Auf- 
forderungen dieser  Versammlung  fügen,  und  auch  die  Ent- 
schließungen der  alliierten  Regierungen  sind  schon  häufig 
durch  die  Haltung  dieses  Komitees  beeinflußt  worden. 

Nachdem  auch  Frankreich  Geheimsitzungen  der 
Kammer  eingeführt  hat,  sind  die  Mitglieder  des  aus- 
wärtigen Komitees  in  der  Lage,  den  zu  diesen  Geheim- 
sitzungen vor  geladenenDiplomaten  in  vollster  Kennt- 
nis der  diplomatischen  Verhältnisse  mit  Autorität  gegen- 
überzutreten, ein  Umstand,  der  für  die  ganze  zukünftige 
Entwicklung  der  französischen  Diplomatie  von  größter 
Bedeutung  sein  wird. 

Endlich  kann  dieses  Komitee  in  besonderen  Fällen 
von  der  Kammer  mit  der  Führung  einer  Untersuchung 
beauftragt  werden.  Das  Komitee  besitzt  dann  das  Recht, 
Zeugen  eidlich  zu  vernehmen  und  Nachfor- 
schungen, sogar  im  Auslande,  vorzunehmen. 

Im  Senat  gibt  es  keine  besondere  auswärtige  Kom- 
mission. Gegebenenfalls  überläßt  der  Senat  die  Prüfung 
auswärtiger  Fragen  einem  Spezialkomitee  oder  er  beauf- 
tragt damit  die  Finanzkommission,  die  übrigens  die 
gleichen  Befugnisse  hat,  wie  das  „Grand  Comite“  der 
Kammer. 

ln  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  war 
man  sich  schon  bei  der  Einführung  einer  Verfassung  dar- 
über im  klaren,  daß  der  Exekutive  keine  zu  große  Macht 
einzuräumen  sei,  wenn  man  Mißbräuche  vermeiden  wolle. 
Andererseits  trug  man  Bedenken,  einer  gewählten  Körper- 
schaft allein  die  Führung  langwieriger  diplomatischer  Ver- 
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handlungen  anzuvertrauen.  Man  stellte  daher  den  Grund- 
satz auf,  daß  der  Exekutive,  d.  h.  dem  vom  Volke  ohne 
Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  zu  wählen- 
den Präsidenten  die  Initiative  in  auswärtigen  Angelegen- 
heiten zustehen  solle,  während  die  Sanktion  der  Verhand- 
lungen dem  Senat  Vorbehalten  blieb.  Dieser  bestand  aller- 
dings damals  aus  einer  verhältnismäßig  nur  geringen 
Anzahl  von  Personen,  so  daß  ihm  die  praktische  Ausübung 
der  Kontrolle  leicht  fiel. 

Mit  dem  Wachsen  der  Nation  ist  der  Senat  dazu 
übergegangen,  zur  ständigen  Überwachung  der  aus- 
wärtigen Geschäfte  des  Präsidenten  ein  besonderes 
Organ  zu  schaffen:  das  ,,Commit  tee  on  Foreign  Rela- 
tions“,  das  aus  15  Mitgliedern  besteht.  Von  diesen  ge- 
hören 9 der  Mehrheits-,  6 der  Minderheitspartei  an. 

Der  gesamte  Senat  kann  auswärtige  Fragen  in  soge- 
nannten ,,executive  sessions“  behandeln.  Diese  Sit- 
zungen sind  vertraulich;  das  Publikum  hat  keinen 
Zutritt. 

Neben  diesem,  für  die  amerikanische  auswärtige 
Politik  sehr  bedeutungsvollen  Senatskomitee  besteht 
noch  ein  auswärtiges  Komitee  des  Repräsentantenhauses : 
,, Committee  on  Foreign  Affairs“  genannt.  Es  hat 
21  Mitglieder;  14  gehören  zur  Mehrheit,  7 zur  Minder- 
heit. Diese  Kommission  hat  nur  geringe  praktische 
Wirkung.  Dafür  hat  das  Repräsentantenhaus  aber  das 
Recht,  jederzeit  Diskussionen  über  die  Führung  der  aus- 
wärtigen Geschäfte  herbeizuführen,  ein  Recht,  das  der 
Senat  natürlich  ebenfalls  besitzt.  Beide,  das  Komitee 
des  Senats  wie  das  der  Kammer,  können  Zeugen  laden 
und  vernehmen.  Sie  haben  zwar  kein  geschriebenes 
Recht,  diplomatische  Dokumente  einzufordern.  In  der 
Praxis  geschieht  dies  jedoch  regelmäßig,  und  zwar  in  der 
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Weise,  daß  der  Vorsitzende  des  Komitees  den  Präsidenten 
oder  dessen  Vertreter,  den  auswärtigen  Staatssekretär, 
um  Vorlage  der  gewünschten  Akten  ersucht. 

Die  so  erlangten  Informationen  pflegen  vertraulich  be- 
handelt  zu  werden.  Jedoch  können  die  beiden  gesetzgeben- 
den Häuser  auch  beschließen,  bestimmtes  Informations- 
material der  Öffentlichkeit  zu  übergeben.  Dies  geschieht 
aber  fast  nur  bei  Fragen  von  großem  allgemeinem  Interesse. 

Die  Beratungen  beider  Komitees  sind  geheim.  Die 
Komitees  können  Unterkommissionen  bilden  zur  ver- 
traulichen Berichterstattung  an  die  Hauptkomitees. 

Für  den  Verkehr  der  Exekutive  mit  dem 
Senatskomitee  für  die  auswärtigen  Geschäfte  bestehen 
keine  bestimmte  Regeln.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich 
jedoch  die  Gewohnheit  herausgebildet,  daß  sowohl  der 
Präsident  als  der  auswärtige  Sekretär  mit  den  führenden 
Mitgliedern  des  Senatskomitees  in  ständiger  und  enger 
Fühlung  bleibt. 

In  Italien  hat  die  Regierung  eine  ziemlich  große 
Unabhängigkeit  in  der  auswärtigen  Geschäftsführung. 
Das  Parlament  übt  aber  die  Generalkontrolle  über  die 
auswärtige  Politik,  eine  Überwachung,  die  es  durch  Inter- 
pellationen, Fragen  und  Aktenvorlagen  ausübt. 

In  Belgien  besitzt  nur  der  Senat  eine  ständige  Kom- 
mission für  die  Prüfung  diplomatischer  Verträge. 

Endlich  möge  hier  noch  auf  die  niederländische 
Verfassung  hingewiesen  werden,  bekanntlich  eine  der 
ältesten  Europas.  Nach  dieser  Verfassung  kann  auf  Ver- 
langen des  Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  oder  eines 
Zehntels  der  anwesenden  Abgeordneten  eine  Geheim - 
Sitzung  stattfinden,  in  der  auch  Beschlüsse  gefaßt  werden 


37 


können.  Auf  Wunsch  des  Präsidenten  oder  nur  eines 
Abgeordneten  kann  der  Kammer  Stillschweigen  über  die 
in  der  Geheim  Sitzung  behandelten  Gegenstände  auf  erlegt 
werden. 

Das  niederländische  Parlament  hat  das  Recht  auf 
Aktenvorlage,  auch  kann  es  ein  Komitee  wählen  zur 
Anstellung  einer  Untersuchung  über  die  Geschäfts- 
führung des  auswärtigen  Ministers. 

* * 

* 

Wenn  diese  wirklich  parlamentarisch  regierten  Länder 
trotz  der  Möglichkeit,  die  Regierung  jederzeit  zu  Palle 
zu  bringen,  es  für  nötig  befunden  haben,  besondere  Kau- 
telen  dafür  zu  schaffen,  daß  der  Wagen  der  auswärtigen 
Politik  nicht  auf  Abwege  gerät,  um  wieviel  nötiger,  sollte 
man  meinen,  wären  solche  Schutzmaßregeln  in  einem 
Lande  wie  Deutschland,  wo  das  Parlament  letzten 
Endes  nur  über  Scheinrechte  verfügt,  und  wo  es  im 
Belieben  des  Monarchen  liegt,  ein  fehlendes  Bürokraten- 
regiment beizubehalten  oder  zu  beseitigen.  Aus  diesem 
Grunde  sollte  eine  etwaige  Reform  auf  diesem  Gebiete 
auch  nicht,  wie  wir  dies  soeben  in  einigen  Ländern  gesehen 
haben,  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben,  sondern  man 
sollte,  ähnlich  wie  die  Völker,  die  von  der  Tranlampe 
direkt  zum  elektrischen  Funken  sprangen,  die  Erfahrungen 
anderer  Völker  sich  zunutze  machen,  um  gleich  zu  einem 
praktischen  Ergebnis  zu  gelangen.  Dies  ließe  sich  am 
besten  erreichen,  wenn  ein  ständiger  Reichstagsaus- 
schuß für  auswärtige  Angelegenheiten  geschaffen  und 
dem  Reichstage  die  Befugnis  verliehen  würde,  über 
wichtige  auswärtige  Fragen  in  Geheimsitzung  zu 
beschließen. 


Moral  oder  Unmoral  in  der 
auswärtigen  Politik? 


Moral  oder  Unmoral,  was  sojlen  wir  wählen  in  der 
hohen  Politik?  Diese  Frage  stellte  der  Schreiber  dieser 
Zeilen,  der  sich  als  junges  Mitglied  des  auswärtigen 
Dienstes  um  die  Jahrhundertwende  herum  mit  diesem 
schwierigen  Problem  schon  abplagte,  dem  bekannten 
amerikanischen  Staatsmann  Karl  Schurz , dem  deutschen 
Revolutionär  von  1848.  Und  was  war  die  Antwort? 

,, Moral?  Ja,  mit  der  Moral  ist  in  der  auswärtigen 
Politik  gar  nichts  anzufangen.“  Wie  ein  Donnerschlag  traf 
dieser  Bescheid  den  unglücklichen  Frager.  Hatte  doch  Im- 
manuel Kant  in  seinem  Traktat  über  den  ewigen  Frieden 
ihn  gelehrt,  daß  „die  wahre  Politik  keinen  Schritt  tun 
kann,  ohne  vorher  der  Moral  gehuldigt  zu  haben.“  Hatte 
Kant  doch  die  Verwirklichung  einer  moralischen  Politik 
gerade  allen  auf  Freiheit  und  Gleichheit  begründeten 
Staatswesen  zugeschrieben.  Und  nun  versagte  ein  demo- 
kratischer Staatsmann  par  excellence  derartig! 

Heute  steht  die  ganze  Menschheit  klopfenden  Herzens 
vor  dieser  verhängnisvollen  Frage,  von  deren  Beantwor- 
tung das  Schicksal  Europas,  ja  der  Welt  abhängt.  Führt 
uns  dieser  schauerliche  Weltbrand  nicht  heraus  aus  der 
moraüschen  Anarchie  der  Staaten,  so  ist  dieser  furchtbare 
Kampf  umsonst  gekämpft  worden. 

Es  gab  in  Europa  einmal  eine  Zeit,  wo  ein  politisches 
Ideal  den  Machtwillen  der  Herrscher  beaufsichtigte  und 
beschränkte.  Die  Fürsten  des  frühen  Mittelalters 
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fühlten  sich  als  Mitglieder  der  Christenheit  gebunden  an 
die  allgemein  anerkannten'  Regeln  und  Grundsätze  der 
religiösen  Autorität.  Ein  Gemeinschaftsgefühl  ver- 
band die  christlichen  Staaten  gegenüber  den  Heiden  oder 
Barbaren.  Jedes  Zuwiderhandeln  gegen  die  moralische 
Macht  der  Päpste  zog  unweigerlich  den  Ausschluß  des 
Schuldigen  aus  der  Gemeinschaft  nach  sich.  Der  frevelnde 
Fürst  wurde  in  Acht  und  Bann  erklärt. 

ln  späteren  Zeiten  verfiel  diese  politische  Auffassung 
mit  dem  Sinken  der  moralischen  Stellung  der 
Päpste  in  Europa.  Keine  überstaatlich  gültigen  Normen 
zügelten  hinfort  die  Machtgier  der  Hohen  dieser  Erde. 
Eine  moralische  Anarchie  drang  in  die  Beziehungen  der 
Staaten  ein  und  verseuchte  allmählich  mit  ihren  schäd- 
lichen Wirkungen  das  ganze  Gebiet  der  hohen  Politik. 

Aus  diesem  Hexenkessel  politischen  Gebahrens  ward 
im  Zeitalter  der  Renaissance  die  Souveränitäts- 
idee geboren.  Die  Macht  eines  Staates  ist  absolut  und 
ewig;  keine  Regel,  keine  Kontrolle  darf  der  Staat  über 
sich  dulden.  Eine  einfache  Übertragung  des  absolutisti- 
schen Prinzipes  der  inneren  Politik  auf  die  äußern  Staats- 
beziehungen. Der  glänzendste  Verfechter  dieser  Staats- 
theorie war  Macchiaveil.  Seitdem  ist  diese  Theorie  von 
der  Diplomatie  aller  Länder  großartig  ausgebaut  worden. 
Noch  heute  glauben  die  Diplomaten  hiermit  den  Stein  der 
Weisen  zu  besitzen.  Der  im  19.  Jahrhundert  aus  der 
inneren  Politik  längst  verjagte  Absolutismus  lebt  in  den 
auswärtigen  Beziehungen  der  Staaten  munter  fort.  Eine 
kleine  Anzahl  Männer,  wenn  nicht  ein  einziger,  entscheidet 
hier  nach  eigenem  Gutdünken  und  Laune  über  die  Ge- 
schicke der  Völker,  nur  von  dem  einen  Gedanken  beseelt, 
die  Macht  des  Staates  oder  oft  nur  seines  Hauses  auf  Kosten 
der  andern  zu  fördern  und  zu  mehren.  Eine  moralische 
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Bindung  wird  nicht  anerkannt.  Die  Moral  muß  sich  viel- 
mehr der  Politik  anpassen,  muß  sich  vor  dem  egoistischen 
Staatszwecke  beugen.  So  ruft  Treitschke  aus:  ,,Die  Moral 
muß  politischer  werden!“  Der  Zweck  heiligt  das  Mittel, 
Macht  geht  vor  Recht.  Wohin  diese  Moral  oder  besser 
Unmoral  führt,  erleben  wir  heute  mit  Schrecken  und 
Entsetzen. 

Der  Widersinn  solcher  übermenschlichen  Moral 
des  Staates  liegt  auf  der  Hand.  Der  Staat  ist  kein  ab- 
straktes Wesen,  er  hängt  nicht  in  der  Luft.  Sein  Gebiet 
liegt  auf  unserem  Planeten,  der  Erde,  er  besteht  aus  Men- 
schen, aus  Mitgliedern  der  menschlichen  Gesellschaft. 
Sowie  die  Menschen  je  nach  den  Sitten  und  Anschauungen 
ihrer  Zeit  sich  zueinander  verhalten,  so  müssen  auch  die 
Staaten  ihr  Tun  und  Lassen  nach  dem  Geist  der  Zeit 
einstellen.  In  den  Zeiten  des  Mittelalters  mochte  wohl 
Macchiavell  alle  Menschen  für  bösartig  halten  und  danach 
seine  Schlüsse  ziehen.  Mit  tiefem  Schmerz  sah  er  die  Ver- 
wilderung politischer  Sitten  und  Zustände;  blutige  Fehde 
unter  den  Ständen  des  gleichen  Landes  war  ihm  tägliches 
Schauspiel.  Diese  Zeiten  sind  aber  endgültig  vorüber. 
Heute  darf  ein  Gutsherr  dem  Leben  oder  Eigentum,  selbst 
des  Geringsten  seiner  Einsassen  nicht  zu  nahe  treten,  ohne 
von  der  strafenden  Gewalt  des  Staates  ereilt  zu  werden. 
Diese  sittliche  Errungenschaft  haben  wir  uns  im  bürger- 
lichen Leben  erworben  durch  die  Erfahrung  von  Jahr- 
hunderten, die  uns  lehrte,  daß  die  Unmoral  des  einzelnen 
Staatsbürgers  das  Gemeinwesen  schädigt,  daß  nur  ein 
moralisches  Verhalten  der  Bürger  untereinander  einen 
Staat  stützen  und  in  der  Welt  vorwärts  bringen  kann. 
Sollte  nicht  auch  für  die  Staatengesellschaft  endlich  die 
Zeit  gekommen  sein,  in  ihren  auswärtigen  Beziehungen 
die  sittlichen  Grundsätze  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
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anzuwenden?  Sollte  es  in  Zukunft  nicht  als  strafwürdiger, 
internationaler  Rechtsbruch  gelten,  wenn  ein  Staat,  nur 
weil  er  die  größere  Macht  besitzt,  einen  schwächeren  ver- 
gewaltigt oder  knechtet  ? Wie  im  bürgerlichen  Leben  die 
Moral  erfahrungsgemäß  sich  noch  immer  auf  die  Dauer 
als  beste  Beraterin  erwiesen  hat,  so  würde  auch  ein  Staat 
aus  einer  moralischen  auswärtigen  Politik  letzten  Endes 
im  Yölkerleben  weit  größeren  Nutzen  ziehen,  als  wenn  er 
um  eines  augenblicklichen  Vorteiles  willen  die  Bahn  des 
Rechtes  verläßt. 

Manche  meinen  aber,  daß  es  der  Natur  des  Menschen 
entspreche,  sich  gegenseitig  zu  bedrohen  und  zu  be- 
kämpfen. Zur  Begründung  dieser  Theorie,  die  den  Men- 
schen mit  dem  Tiere  gleichstellt,  wird  Darwin  ins  Treffen 
geführt.  Sein  „Kampf  ums  Leben“  soll  die  Unmoral 
im  politischen  Leben  rechtfertigen.  Mit  Unrecht!  Darwin 
hat  nur  die  Lebenskonkurrenz  im  Auge  gehabt  als  Mittel 
zu  einer  immer  großem  Vervollkommnung.  Den  Ausdruck 
„Kampf  ums  Leben“  hat  er  äußerst  selten  und  höchst 
ungern  gebraucht,  gerade  weil  er  das  Gewalttätige  aus 
seiner  Lehre  verbannt  sehen  wollte. 

Wie  sich  aber  auch  der  Sprung  des  Menschen  aus  dem 
Tierzustande  vollzogen  haben  mag  — falls  überhaupt  ein 
solcher  Sprung  jemals  stattfand  — eins  ist  sicher:  Das 
höchste  lebende  Wesen  auf  der  Erde,  der  Mensch,  besitzt 
die  Vernunft,  eine  Fähigkeit,  welche  mit  keiner  Eigen- 
schaft tierischer  Lebewesen  verglichen  werden  kann.  Sie 
ist  göttlicher  Essenz.  Sie  hat  dem  Menschen  etwas  ge- 
schenkt, was  in  der  Tierwelt  nirgends  zu  finden  ist,  die 
Moral,  das  heißt,  die  auf  tausendjährige  Erfahrung  auf- 
gebaute Lehre,  daß  nur  dann  ein  menschliches  Zusammen- 
leben möglich  ist,  wenn  die  eigenen  Wünsche  und  Be- 
gierden Halt  machen  vor  dem  Lebensrechte  des 
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Nächsten.  Warum  soll  diese  Lebensregel  nur  Menschen 
binden  und  nicht  auch  die  aus  Menschen  zusammenge- 
setzten Nationen?  Warum  sollen  die  Lenker  der  Staaten 
in  ihrem  Verkehr  untereinander  einer  andern  Weisheits- 
regel folgen? 

Vor  unserer  Zeit  ist  es  der  Regierungsgewalt  gelungen, 
den  ewigen  Kämpfen  der  Stände  eines  Staates  ein  Ende 
zu  bereiten  durch  Ablösung  des  Paustrechts  durch  ein 
jedermann  bindendes  Gesetz.  Heute  denkt  niemand  mehr 
daran,  Städte  oder  Herrensitze  durch  Umwallung  und 
Schutzgräben  abzuschließen.  Trotzdem  es  noch  bösartige 
Menschen  auf  der  Erde  gibt.  Die  Zeiten  haben  sich  eben 
geändert.  Die  Staatsbürger  verlassen  sich  auf  den  Schutz 
des  Gesetzes.  So  wird  auch  in  das  internationale  Leben 
der  Völker  nur  dauernder  Frieden  kommen,  wenn  ein 
erzwingbares  übernationales  Gesetz  dem  Grund- 
satz überall  Geltung  verschafft,  daß  Recht  vor  Macht 
geht,  daß  kein  stärkerer  Staat  den  schwächeren  unbe- 
straft vergewaltigen  darf. 

Solange  wir  aber  zu  dieser  höheren  Rechtsstufe  nicht 
emporgestiegen  sind,  sollte  die  Diplomatie  wenigstens  ver- 
suchen, durch  eine  anständige  aufrichtige  Politik  das  Ver- 
trauen der  .Völker  zu  gewinnen,  anstatt  durch  Geheim- 
tuerei und  Schliche  aller  Art  das  Völkerleben  zu  vergiften. 
Mit  Recht  bezeichnet  schon  Kant  die  „Fähigkeit  der 
Publizität“  als  das  wahre  Kennzeichen  einer  ehrlichen 
moralischen  Politik.  Und  selbst  ein  Realpolitiker  wie 
Bismarck  war  beim  Zurückschauen  auf  sein  Lebenswerk 
zur  Erkenntnis  gekommen,  daß  „in  den  meisten  Fällen 
eine  offene  und  ehrliche  Politik  erfolgreicher  als  die 
Feinspinnerei  früherer  Zeiten“  sei.  (Gedanken  und  Er- 
innerungen II,  253).  Der  Einwand  der  heutigen  Diplo- 
maten, daß  man  Staatsgeheimnisse  anderer  Kabinette 
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nicht  verraten  dürfe,  ist  grundlos.  Eine  moralische,  den 
eigenen  mit  dem  fremden  Nutzen  versöhnende  Politik 
braucht  sich  nicht  zum  Träger  fremder  Geheimnisse  zu 
machen.  Was  aus  solcher  Geheimniswirtschaft  heraus- 
kommt, zeigen  mit  blendender  Helle  die  heutigen  gräß- 
lichen Zeiten. 

Gewönne  die  Diplomatie  eines  Staates  es  über  sich, 
ihre  Absichten  und  Pläne  freimütig  dem  eigenen  und  dem 
fremden  Volke  zu  offenbaren,  handelte  sie  stets  so,  wie 
sie  es  versprach,  so  würde  sie  sich  einen  solchen  Rückhalt 
zu  Hause  und  ein  solches  Vertrauen  draußen  erwerben, 
daß  ihr  bald  alle  andern  Staaten  aus  eigenstem  Interesse 
auf  dieser  Bahn  nachfolgen  müßten. 

Ein  freimütiges  Auftreten  ist  allerdings  nur  möglich, 
wenn  nicht  die  absolutistische  Idee  von  der  Allmacht  des 
Staates,  sondern  der  volksbeglückende  Gedanke  der  Soli- 
darität aller  Völker  das  öffentliche  Leben  beherrscht. 
Muß  die  Göttin  der  Freiheit  ihr  Haupt  noch  schmerzlich 
verschleiern,  so  kann  die  tief  in  der  Volksseele  schlum- 
mernde Erkenntnis  der  Zusammengehörigkeit  aller  Men- 
schen keine  Blüten  treiben.  Kant  nennt  daher  die  repu- 
blikanische Verfassung  als  die  einzige,  die  zum  ewigen 
Völkerfrieden  führen  kann,  da  in  ihr  der  Wille  des  Volkes 
am  besten  zum  Ausdrucke  kommt.  Aber  auch  eine  Mo- 
narchie mit  wirklicher  Parlamentsregierung  könnte 
dieses  Wunder  wohl  verrichten,  vorausgesetzt,  daß  die 
von  Kant  verlangte  „Beistimmung  der  Staatsbürger  zur 
Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden“  auf  alle  Fälle 
gesichert  ist.  Dazu  gehört  allerdings,  daß  die  Volksver- 
tietung  an  der  Führung  der  auswärtigen  Geschäfte  stän- 
dig lebendigsten  Anteil  nimmt.  Nur  ein  bereits  im  Frieden 
gut  unterrichtetes  Parlament  wird  in  bewegter  Zeit  schnell 
richtige  Entschlüsse  fassen. 
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Bei  einer  demokratischen  Durchdringung  der  aus- 
wärtigen Politik  käme  das  Diplomatenhandwerk  allmäh- 
lich auf  „die  Stufe  sittlicher  Veredlung",  die  der  aus  dem 
Volke  hervorgegangene  große  Staatsmann  George  Can- 
ning  schon  ersehnte.  Geheimverträge  und  sonstige  das 
Licht  der  Öffentlichkeit  scheuende  Abmachungen  ver- 
schwänden. Ein  bisher  unbekanntes  Sicherheitsgefühl 
käme  in  das  Verhältnis  der  Nationen  zueinander.  Die 
Moral,  die  beim  Volke  sich  findet,  selten  bei  den  Regie- 
rungen, wäre  Siegerin.  Und  die  heute  so  falsch  verstan- 
dene Weltpolitik  käme  zum  Wohle  der  Menschheit 
endlich  zu  ihrer  wahren  Aufgabe,  die  im  Sammeln, 
nicht  im  Trennen  der  weltbewegenden  Kräfte  besteht. 

Damit  das  Dichterwort  sich  erfülle: 

„Wo  alles  sich  zum  Ganzen  webt, 

Eins  in  dem  andern  wirkt  und  lebt." 
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